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G'r ü n d e

Die 1912 geborene Klägerin begehrt eine Hinterbliebenen—

rente nach 5 42 des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG)„ Ihre im Juli 1942 geschlossene Ehe mit dem 1909
geborenen Versicherten wurde am 8° Dezember 1964 aus

dessen Verschulden geschiedene Das Urteil wurde am 5„ Fe—

bruar 1965 rechtskräftig„ Aus der Ehe ging eine 1946 ge—

borene Tochter hervor„ Der Versicherte„ der nicht wieder

geheiratet hatte, starb am 8° April 1965, vermutlich durch

einen Unglücksfall°

Der Versicherte, der von 1948 bis 1959 im Beamtenverhält—

nis stand (Amtmann und Sparkassenleitér nach Besoldungs—

gruppe A 11) war seit 1961 als Buchhalter tätig‚ von
April 1964 bis Februar 1965 bei einer Spar— und_Kredit—

bank; sein monatliches Nettoeinkommen betrug nach den

Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)
zur Zeit

der Scheidung zumindest etwa 600,—-DI'1c Ob er auch noch

anschließend bis zu seinem Tode gegen Entgelt beschäftigt

war, konnte nicht festgestellt werden°

Die Klägerin‚ die keinen Beruf erlernt hat‚ versorgte in
den Jahren 1964/65 und auch nach der Scheidung den

eigenen Haushalt; als Hiterbin hatte sie Einkünfte aus

Grundbesitz‚ die nach den Feststellungen des LSG in den
Jahren 1964‚ 1965 etwa 250‚——DM monatlich ausmachten° Die

damals als Arzthelferin tätige Tochter kam für ihren

Unterhalt selbst auf° Die Klägerin erhob im April 1965
eine Unterhaltsklage9 nahm sie aber nach dem Tod des Ver—
sicherten zurück° Ihr_Antrag auf Hinterbliebenenrehte

wurde mit Bescheid der Beklagten vom 10° November 1965

abgelehnt‚ weil die Voraussetzungen des S 42 AVG nicht
erfüllt seien° Ihre Klage hatte in beiden Vorinstanzen

Erfolg„
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Das LSG wies die Berufung der Beklagten zurück: Die Frage,

ob der Versicherte der Klägerin zur Zeit seines Todes Unter—

halt nach den Vorschriften des Ehegesetzes (EheG) zu leist‘ an

hatte, sei zu bejahen. Der im Zeitpunkt der Ehescheidun; be—

stehende wirtschaftliche Dauer2ustand habe sich bis zum Tod

eaessene Unterhalts—':$des Versicherten nicht eeändert° Der eng\;

.
bedarf der Klägerin bei bestehender 3 e — aber auch im Zeit—

.‚pun„t des Todes des Versicherten - habe 520‚—-D■ monatlich

betragen: Dieser Betrag ergeehe sich daraus daß den eige

Ein ünften der ICläger in (250‚——Dh) mindestens

verdienstes des Versicherten (600 ——Dhminus 250 —DEE= 3503——

Dh)‚ also 70 ——DÜmonatl ch zuzurechnen seien= Diesen Betr

hätte der Versicherte nach @ 58 Abse 1 EheG zu leisten ge—
t

_ebt‚ da der Klägerin eine Bruerbstä ti3kei nicht zuzumuten

gewesen sei; er habe mehr als 25 v H des Zeitlichen und

örtlich notwendigen Hindestbedarfs ausgemacht und sei daher

als Unterhalt anzusehen°

Die Beklagte legte frist— und formgerecht die vom LSG
zugelassene Revision ein mit dem Antrag,

die vorinstanzlichen Urteile eufzuheben

und die Klage abzuweisen:

Sie rügte eine Verletzung des 5 “2 .AVG i„Vomg @58 Absol
Ehch Nach der Rechtsprechung des Bu1dessozialgerichts

—BSG—(Urteilx vom 28° November 1965 — 12 RJ 98/62
SozR Nr„ 16 zu @ 1265 der Reichsversicherungsordnung

—RVO—) stehe der geschiedenen Frau je nach den Besonder—
heiten des Einzelfalles 1/5 bis 1/4 des Nettoeinkommens
des Mannes unter voller Anrechnung ihres eigenen Ein—

kommens als angemessener Unterhalt zu° Das LSG sei
irrigerweise von der Annahme ausgegangen, in jenem vom
BSG entschiedenen Fall habe die Ehefrau kein eigenes

Einkommen gehabt° Der Klägerin hätten somit nur 1/3 von
600 ——DN, also 200 ——DN‚ zugestanden„ dem ihr eigenes
Einkommen von 250‚——DH gegenüberzustellen sei; hiernach

sei sie nicht unterhaltsbedürftig gewesen‚
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Die Klägerin beantragte, die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden.

11

Die Revision ist unbegründet, Die Klägerin hat Anspruch

auf Hinterbliebenenrente°

Der Klageanspruch, der aus einem Versicherungsfall im

April 1965 hergeleitet wird, ist nach @42 AVG zu be—

urteilen° Von den verschiedenen — alternativ erfüllbaren —
Anspruchsvoraussetzungen dieser Vorschrift kommt im vor—

liegenden Fall nur die erste Alternative von Satz liin

Betracht° Die anderen Alternativen scheiden nach den tat—

sächlichen Feststellungen des LSG — die mit der Revision

nicht angegriffen und deshalb für das Revisionsgericht

bindend sind (5 165 des Sozialgerichtsgesetzes »EGG—)
—

von
vornherein

aus‚ Die Entscheidung hängt somit allein

davon ab, ob der Versicherte zur Zeit seines Todes der
‚Klägerin Unterhalt nach den Vorschriften des EheG zu
leisten hatte°

Mit der "Zeit seines Todes" im Sinne von 5 42 Satz 1
AVG ist nach der ständigen Rechtsprechung des BSG der
letzte wirtschaftliche Dauerzustand vor dem Tod des Verf

sicherten zu verstehen (SozR Nr., 22 zu 5 1265 RVO)° Das

LSG ist der Meinung, daß sich im vorliegenden Fall, in
dem der Versicherte wenige Monate nach der Scheidung ge—
storben ist9 in den Verhältnissen der geschiedenen Ehe—

leute vor dem Tode des Versicherten noch kein "wirtschaft—

licher Dauerzustand” entwickelt hat° Es hat die wirt—

schaftlichen Verhältnisse zur Zeit der Scheidung zugrunde

gelegt‚ weil sie sich ohne den Tod des Versicherten
vermutlich nicht verändert hätten und weil insbesondere

auch der Versicherte vermutlich in Kürze wieder eine
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gleich oder ähnlich bezahlte Arbeit aufgersmmen hätte°

Hiergegen sind keine Bedenken zu erheben(Vgl„Urteilcks er—

kennenden Senats vom 15„2°l966, SozR Nr° 52 zu 5 126

RVG)° Es ist deshalb unerheblich7 daß der Versicherm am
28= Februar 1065, also nach der Scheidung (5° Februar

1965), aus seiner damaligen Stellung ausgeschieden

und nicht hat festgestellt nerden können‚ ob er in

kurzen Zeit bis zu seinem Tode noch eine andere entgel t—

p. m t

rD
;

e

liche Beschäftigung aufgenommen hate Ist jedoch — wie

hier der letzte wirtschaftliche Dauerzustand vor dem

nod des Versicherten mit den im Zeitpunkt der Ehe—

schesid ung oestehenden wirtschaftlichen Verhältnisse der

Ehegatten identisch dann hat entgegen der Meinung der

Be?:lagten ein Unterhaltsanspruch der Klägerin nach den
Vorschrii‘ten des EheG oestandenc

Nach 5 58 Abs„ 1 EheG hat der allein oder überwiegend«
für schuldig erklärte Nann der geschiedenen Frau den

nach den Lebensverhéltnis$en der Ehegatten angemessenen
Unterhalt zu gewähren, soweit die Einküni‘te aus dem Ver—
mögen der Frau und die Ertr égnisse einer Erwerbstätigkeit

nicht ausreichen° Der angemessene Unterhalt wird durch

die Lebensverhältnisse der i‘rüheren Ehegatten zur Ze1t

der Scheidung bestimmt° Dabei ist auf den letzten wirt—

schaftlichen Dauerzustand während der Ehe abzustellen
(vgl° SozR Nr° 16 Zu 5 1265 RVO)„ Wie der angemessene‘
Unterhalt zu errechnen ist läßt das Gesetz offen; die

Beantx-.70rtung dieser Frage har gt von den Umständen des

einzelnen Falles ab„ Im Interesse der Rechtssicherheit
und zur Gewährleistung einer möglichst einheitlichen

Rechtsprechung im Unterhaltsrecht haben aber die Zivil—

gerichte wie auch die Gerichte der Sozialgerichtsbar-

keit immer nach Richtlinien gesucht3 die wenigstens für

Regelfälle gültig sind (vgl° etwa die "Hamburger Formel"
und die “Düsseldorfer Richtsätze"; Millauer und Pabst in

NJW 1967, 1061 und 2248 sowie Rassow in FamRZ 19697 5l5)„

_ 6 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Solche Richtlinien sind als "Orientierungshilfen" und

‘hnhalt3punkte" zur Gleichbehandlung gleichliegénder Fäl'

und damit aus Gründen der Gerechtigkeit unentbehrlich;

sie stehen dem Gesetz nicht entgegen, weil sie nicht

schematisch (vgl„ Hoffmann/Stephan, 5_58 EheG, Ann, 35)

sondern immer nur unter dem Vorbehalt einer Abweichung

bei Besonderheiten des Einzelfalles angewendet werden

dürfen (vgl‚ Rassow aaO)° In diesem Sinne sind auch die

nachstehenden Erwägungen über die hier maßgeblichen Rio]

linien zu verstehen"

Das LSG ist davon ausgegangen, daß der Lebenszuschnitt

von Ehegatten, wenn beide Einkommen haben, in aller Rage

durch die Einkünfte des Mannes und der Frau bestimmt wi:

Der erkennende Senat stimmt dem zu; auch nach seiner

Meinung ist es in solchen Fällen regelmäßig so, daß die

Eheleute den Lebensunterhalt der Familie aus ihren beide

_seitigen Einkünften bestreiten° Dann ist es aber auch nu
folgerichtig, den angemessenen Unterhalt eines Ehepartne

auf Grund beider Einkünfte zu bestimmen, Dabei erscheint

es allerdings nicht angebracht, wie es das LSGgetan hat
den Unterhaltsanspruch des geringer Verdienenden Ehe—

partners aus dem Mehrverdienst des anderen zu errechnen;

dem Wesen der Ehe wie auch der Gleichberechtigung der

Ehegatten (Art" 5 des Grundgesetzes ——G—)entspricht es
vielmehr, bei Prüfung des angemessenen Unterhalts die
Einkünfte zusammenzurechnen und jedem Ehegatten den für

angemessenen Teil dieses Gesamtbetrages zuzuweisen° Der

Senat verkennt dabei nicht, daß 5 58 Abs, 1 EheG Unter—
haltsansprüche nach Auflösung der Ehe betrifft; es hande'
sich jedoch insoweit um Nachwirkungen der Ehe, die sich

noch an den ehelichen Lébensverhältnissen orientieren°

Auch das Urteil des 12‘ Senats Vom 28° November 1965 —
l2 RJ 98/62 — (SozR Nr, 16 zu 5 1265 RVG) steht dieser
Auffassung nicht entgegen, weil in jenem Fall zur Zeit

der Ehescheidung nur der Mann ein Einkommen gehabt hat U?
..7...
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die Ehefrau erst einige monate Später eine Halbtagsbe—

schaftigung aufgenommen hat° Der zu jenem Urteil ergangene
Leitsatz, daß in der Regel 1/5 bis 1/4 des Nettoeinkommens
des Hannes zur ZGit der Scheidung als angemessener Unter—
halt der Frau anzusehen sei‚ setzt deshalb auch voraus, daß
im Zeitpunkt der Scheidung nur der für schuldig erklärte

Mann Einkünfte hatte°

Für die Zusammenrechnung der beiderseitigen Einkünfte sind

die Nettoeinkommen der Ehegatten anzusetzen, in der Regel
also die Beträge, die nach Abzug von Steuern und Sozialab—
gaben übrig bleiben„ Auch das LSG ist hiervon ausgegangen°

Nach seinen Fe$tstellungen betrug das monatliche Brutto—
eink mm—ndes VersiCherten im Zeitpunkt der Scheidung
750‚——DM; dementsprechend legte es ein Nettoeinkommen

\von ’zumindest etwa 600‚——DM" zugrunde° Die Revision hat
dés nicht beanstandet„ Die damaligen Einkünfte der Kläge-
rin aus eigenem Grun<Äbesitz hat das LSG unter Berücksichti—
gung des üietwartes der von den Eheleuten‚beuohnten Wohnung

und von Rücklagen für bauliche Erneuerungen "mit etwa 250‚—«DM
monatlich" bewertet; auch diese tatsächliche Feststellung
ist von der Revision nicht angegriffenc Sie hat sich auch

nicht gegen die FeSt3tellung gewandt‚ der Klägerin sei
bei dem Lebenszuschnitt ihrer Ehe, bei ihrem Gesundheits-

ZUSÜEHÖund weil sie keinen Beruf erlernt habe, eine Er—
werbstätigkeit ■ieht zuzumuten gewesen° Somit ist hier
für die ETT€ChHUH%eines angeme85enenUnterhalts der
AKlä€erin von einem Gesamteinkommenin Höhe von 850‚——DM
auszugehen° '

Bei der Aufteilung dieses Gesamteinkommens würde der grund—
sätzlichen Gleichberechtigung der Ehegatten an sich am ehe—
sten die Halbierung entsprecheno Eine solche schematische

“■S'WÜFÜ€ J€@0ch den unterschiedlichen Vérhäitnissen‚
enen die Geschiedenen leben, arbeiten und Einkünfte

n7 nicht gerecht; sie würde auch den ArbeitSWillen
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des Nehrverdienenden beeinträchtigen° Bei der Höhe des

angemessenen Anteils darf nicht übersehen werden, daß

nicht Unterh alt %nsprüche 1.ährend bestehender, sondern

elöster Ehe zu beurteilen sind° Auch ist..»solche nacn auf U
‘)

zu berücksichtigen daß die Klägerin hier einen geringeren')

finanziella1ünte Mhal =*bedarf gehabt hat als der Ver—

sicherte, w il sie nicht berufstätig gewesen ist und weil

1shalt selbsie ihre hl idune, ihre Wäsche und ihren Ha

hat versorgen können„ Es entspricht einer allgemeinen

(n (DErfahrung‚ daß sich eine alleinstehende Frau‚ wenn i

nicht berufstätig ist, in der Regel m1't geringerem .éuf%'&t
selbst

versorgen 5ann als ein alle net ehender7 berufs—

tätiger Mann; ihr enge %ssener Unte rha ltsbedarf ist darum

in der Regel nied iser anzusetzen‚ Nach der Auffassung

e (”
'—

$

des Senats ist d halb als angemessener Unterhalt der

geschiedenen Frau nach 5 58 BheG in
vergleichbaren Fällen

entsprechend den Besonderheiten des Einzelfalles — in der

Regel ein Betrag in Höhe von 1/5 bis 5/7 des GeSamtein-
kommens anzusetzene Der Anteil der Frau am Gesamtein-A

kommen wird dabei umso höher anzusetzen sein‚ je be—

scheidener ihre eigenen Einkünfte sind, insbesondere dann‚

wenn ihr Einkommen die Regelsätze der—Sozialhilfe nicht
übersteigtc Das braucht hi er jedoch nicht näher erörtert

zu ‘:erdenc Im vorliegenden Fall erscheint es bei Berück—

sichtigung dieser "-“nhaltspunkte” und der in der Recht—
sprechung des BSG entwickelten G1undsatze (vgl‚ SozR Nr„

16, 28, 42 (Aa 48 R), 45, 47 und 52 zu € 1265 RVO sowie
die Urteile vom 22 November 1968 — ll (12) RJ 528/67

und vom 15 Juli 196 9— RA 245/68 —) jedenfalls ange—
bracht, der Klägerin

2/51

des Gesamteinkommens als ange—

messenen Unterhalt zuzubilligen, also 3405——DN(850‚—DM :
5 x 2)° Auf diesen Betrag ist gemäß 5 58 Abs° l EheG
(letzter Satz) ihr eigenes Einkommen (250,—DH) anzurechnen,
so daß der Unterhaltsanspruch der Klägerin nach 5 58 EheG
90,——DHbetragen hat (540,—DM minus 250,—D1‘3)eUmstände im
Sinne des 5 59 Abs° l EheG, die diesen Unterhaltsan5pruch
auf einen geringeren Betrag hätten mindern können, sind
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weder festgestellt noch vorgetragene Die Summe von 90,—DH

ist auch hoch genug, um als Unterhaltsleistung im Sinne von

5 42 AVGangesehen werden zu können (vgl„ BSG.22‚ 449 475
SozR Nr° 49 zu 5 1265 RVG),

Das LSG ist demnach zu Recht zu dem Ergebnis gelangt, daß

nach den Vorschriften des EheG zur Zeit des Todes des Ver—

sicherten ein Unterhaltsenspruch der Klägerin gegen ihn be—

standen hat° Da im v0rliegenden Fall eine Witwenrente, d„h°

Rente an eine zweite Frau, nicht zu gewähren ist, hätte die

Klägerin ab 1, Juli 1965 im übrigen auch denn einen An3pruch

auf Hinterbliebenenrente gehabt, wenn eine Unterhaltsver—

pflichtung des Versicherten auf Grund des 5 59 £bs° l EheG

an seiner Leistungsfähigkeit gescheitert wäre (% 42 Satz 2
AVG, der durch das RVÄndG vom 9" Juni 1965 angefügt worden
.ist und auch für Versicherungsiälle gilt, die vor dem

l° Juli 1965, aber nach dem 51° Dezember 1956 eingetreten
sind)°

Die Revision der Beklagten ist daher unbegründet und zurück—

zuweisen (5 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)°

'Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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